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Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Kirsten Tackmann, 
Birgit Menz, Caren Lay, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
– Drucksache 18/5943 – 

Wiedervernetzung durch Wildbrücken 

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r  

Verkehrswege wirken wie Barrieren für viele Wildtiere – vor allem Autobah-
nen. Nicht nur für in der Öffentlichkeit oftmals diskutierte Großsäuger wie 
Wölfe, Schalenwild oder Wildschweine sind sie ein Hindernis, sondern auch 
für Kleinsäuger und viele Vogelarten werden sie zur tödlichen Falle. 

Darüber hinaus sind Wildwechsel über Verkehrswege auch ein Unfallrisiko 
für Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer. Im Jagdjahr 2013/2014 
gab es nach Angaben des Deutschen Jagdverbandes e. V. (DJV) 221 987 
Wildunfälle. Für einige Arten sind Kollisionen mit Fahrzeugen die häufigste 
Todesursache, beispielsweise sterben 70 Prozent der Fischotter durch solche 
Unfälle (DJV-Verbandsbericht 2014/2015). 

Während Unterquerungen oder Krötenzäune erfolgreiche Maßnahmen gegen 
dieses zweifache Dilemma sein können, verstärken Wildzäune zur Minimie-
rung der Verkehrsunfallrisiken an Autobahnen die trennende Wirkung der 
Verkehrswege auf die Populationen. Sie behindern den genetischen Austausch. 

Die Bundesregierung hat sich in der Nationalen Strategie zur biologischen 
Vielfalt verpflichtet, dass bis zum Jahr 2020 die ökologische Durchlässigkeit 
von zerschnittenen Räumen erreicht ist. Von den bestehenden Verkehrswegen 
sollen dann in der Regel keine erheblichen Beeinträchtigungen des Biotopver-
bundsystems mehr ausgehen (BMU 2012). 

Um zerschnittene Lebensräume für Wildtiere wieder zu vernetzen und eine 
ökologische Durchlässigkeit zu erreichen, kann der Bau von so genannten 
Grünbrücken (Wildbrücken) zielführend sein. Damit diese Grünbrücken ihrem 
Zweck entsprechend vom Wild angenommen werden, müssen sie bestimmte 
Voraussetzungen erfüllen. Sie werden mit einer Mindestbreite an bekannten 
Wildwechseln gebaut. Der Bewuchs sollte die Sicht auf die zu querenden Ver-
kehrswege abschirmen. 

Unter solchen Bedingungen fördern Grünbrücken durch die Vernetzung von 
Ökosystemen die Biodiversität und erhöhen außerdem die Verkehrssicherheit. 
Die Gefahr von Wildunfällen wird reduziert. 
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Das Bundesprogramm Wiedervernetzung wurde im Februar 2012 von der 
Bundesregierung beschlossen. Ziel ist es, die bisher durch das überörtliche 
Straßennetz zerschnittenen Lebensraumkorridore wieder miteinander zu ver-
binden. Das Bundesprogramm ist nach Angabe der Bundesregierung langfris-
tig angelegt. Zentral ist laut der Bundesregierung ein Investitionsprogramm für 
den Bau von Querungshilfen im Bestand des Bundesfernstraßennetzes (Bun-
desministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 2012). 

1. Wie viele Grünbrücken gibt es am Bundesfernstraßennetz (bitte nach Bun-
desländern aufschlüsseln)? 

2. Ab wann wurden sie jeweils genutzt (bitte jeweils nach Jahren, Standorten 
und Bundesländern aufschlüsseln)? 

3. Wie viele Grünbrücken befinden sich derzeit im Bau oder in Planung (bitte 
nach Bundesländern, Standorten und voraussichtlicher Fertigstellung auf-
schlüsseln)? 

4. Nach welchen Kriterien erfolgte und erfolgt die Standortwahl für die beste-
henden und die in Planung befindlichen Grünbrücken? 

6. An wie vielen der in der Antwort zu Frage 1 genannten Grünbrücken findet 
ein systematisches wildbiologisches Monitoring statt (bitte nach Standort, 
Art des Monitorings und Durchführender des Monitorings aufschlüsseln)? 

Die Fragen 1 bis 4 und 6 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.  

Anzahl, Baujahr, Status, Kriterien der Standortwahl und Monitoringverpflich-
tungen sind der Tabelle in der Anlage zu entnehmen. Dabei enthalten sind auch 
Maßnahmen des Bundesprogramms Wiedervernetzung.  

5. Welche Eigenschaften sollten Grünbrücken hinsichtlich der Breite, der Be-
pflanzung und der Einpassung in die umgebenden Strukturen aus Sicht der 
Bundesregierung haben, welche Erfahrungen liegen diesbezüglich bei den 
in der Antwort zu den Fragen 1 und 3 genannten Brücken vor, und welche 
Schlussfolgerungen wurden daraus gezogen? 

Die Eigenschaften von Grünbrücken und anderen Querungshilfen sind an dem 
Ziel der Erhaltung oder Wiederherstellung der ökologischen Vernetzung zur 
Sicherung der biologischen Vielfalt auszurichten. Anhand der betroffenen Le-
bensräume und Arten werden im Einzelfall die konkreten Anforderungen an 
Standort, Dimensionierung, Gestaltung (Bepflanzung, Irritationsschutz), Um-
feldgestaltung und Leit- und Sperreinrichtungen festgelegt. Empfehlungen hier-
zu enthält das Merkblatt zur Anlage von Querungshilfen für Tiere und zur Ver-
netzung von Lebensräumen an Straßen (M AQ), Ausgabe 2008 der Forschungs-
gesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV).  

7. Wie bewertet die Bundesregierung die Funktionsfähigkeit der von ihr fi-
nanzierten Grünbrücken am Bundesfernstraßennetz, und worauf begründet 
sie ihre Bewertung (beispielsweise durch Studien)? 

Alle Querungshilfen werden im Rahmen der Pflege- und Funktionskontrolle 
begutachtet. Viele Querungshilfen unterliegen zudem einem speziellen Monito-
ring, das zum Teil auch von den Wald-/Jagd- oder Naturschutzbehörden der 
Länder begleitet oder durchgeführt wird.  
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Die Forschungsergebnisse des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur und des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktor-
sicherheit zeigen, dass störungsarme Querungshilfen, die aufgrund der Empfeh-
lungen des M AQ realisiert werden, dem Stand der Technik entsprechen und in 
hohem Maße das angestrebte Ziel der Vernetzung erfüllen. Auch Studien in 
anderen europäischen oder außereuropäischen Ländern kommen zu dem Ergeb-
nis, dass fachlich gut gestaltete Grünbrücken äußerst wirksame, unverzichtbare 
Maßnahmen zur Vermeidung der Lebensraumzerschneidung sind.  

8. Welche weiteren Projekte zum Bau von Grünbrücken strebt die Bundesre-
gierung perspektivisch bis ins Jahr 2040 an (bitte nach Standorten, Bundes-
ländern und Jahren aufschlüsseln)? 

10. Welche Kenntnisse hat die Bundesregierung über den Fortschritt des Bun-
desprogramms Wiedervernetzung seit ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Bundestagsdrucksache 
18/2522 (Frage 18)? 

Die Fragen 8 und 10 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet.  

Die Bundesregierung hat das Bundesprogramm Wiedervernetzung beschlossen, 
um auf Basis der prioritären Wiedervernetzungsabschnitte die wichtigsten Maß-
nahmen zur Wiederherstellung der ökologischen Vernetzung und Erhöhung der 
Verkehrssicherheit durch Reduzierung von Wildunfällen zu ergreifen. Maß-
nahmen in den Wiedervernetzungsabschnitten werden in der Regel Grünbrü-
cken sein, allerdings sind auch andere Maßnahmen (bspw. Optimierung von 
Unterführungen in Feuchtgebieten) denkbar.  

Die Länder prüfen derzeit die Abschnitte auf Umsetzbarkeit; die Tabelle im 
Anhang enthält die 93 prioritären Wiedervernetzungsabschnitte des Bundespro-
gramms Wiedervernetzung. Die Umsetzung ist in den Ländern unterschiedlich 
weit fortgeschritten. Einzelne Bundesländer haben zwischenzeitlich ergänzende 
und konkretisierende Landeskonzepte erarbeitet.  

9. Wie wird der Bau von Grünbrücken über den Bundeshaushalt finanziert 
(Einzelplan, Titel, Finanzvolumen)? 

In welchem prozentualen Verhältnis steht der Etat für Grünbrücken zum 
Etat für Bundesfernstraßen bzw. zum von Bundesminister für Verkehr und 
digitale Infrastruktur, Alexander Dobrindt, Mitte Juli 2015 angekündigten 
Investitionspaket in Höhe von 2,7 Mrd. Euro? 

Falls es keinen eigenen Titel dafür gibt, warum nicht? 

Im Bundeshaushalt sind Haushaltsmittel für den Bau von Grünbrücken oder 
anderen Querungshilfen an Bundesfernstraßen nicht gesondert veranschlagt. 
Maßnahmen zur Aufrechterhaltung des Biotopverbundes beim Neubau oder zur 
Wiedervernetzung von Lebensräumen beim Ausbau von Straßen werden – so-
weit naturschutzrechtlich als Vermeidungs- oder Kompensationsmaßnahme 
erforderlich – aus den jeweiligen Haushaltstiteln für die Bedarfsplanmaßnahmen 
bestritten. Darüber hinaus besteht die Möglichkeit, Maßnahmen zur Wiederver-
netzung als freiwillige Sanierungsmaßnahmen aus den Um- und Ausbautiteln zu 
finanzieren. 



Drucksache 18/6075 – 4 – Deutscher Bundestag – 18. Wahlperiode 

11. Was hat die Bundesregierung zur Erreichung des Zieles, „eine ausreichende 
ökologische Durchlässigkeit im Bundesfernstraßennetz zu schaffen“, seit 
der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion  
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vom 4. Juli 2011, außerhalb des Baus von 
Grünbrücken getan (vgl. Antwort zu Frage 1 auf Bundestagsdrucksa-
che 17/6430)? 

Im Zuge der Erarbeitung der Methodik zum neuen Bundesverkehrswegeplan 
wurde das Kriterium Zerschneidung von Lebensräumen als ein wichtiges Beur-
teilungskriterium eingeführt. Damit ist für die Planungen des Bundes abgesi-
chert, dass die Anforderungen an Wiedervernetzungsmaßnahmen auf allen Pla-
nungsebenen berücksichtigt werden. 

12. Welche wissenschaftliche Begleitforschung zum Bundesprogramm Wie-
dervernetzung wurde bisher aus Bundeshaushaltsmitteln finanziert (bitte 
nach Projekt, Projektnehmer, Finanzvolumen, Zeitrahmen, Publikationen 
etc. aufschlüsseln)? 

Die Unterhaltung und das Monitoring der Grünbrücken, die im Zuge des Kon-
junkturpakets II und Bundesprogramms Wiedervernetzung realisiert wurden 
und werden, müssen im Rahmen der Aufgabenverteilung zwischen Bund und 
Ländern von den Ländern geleistet werden. Für jede Grünbrücke sollten die 
Wirksamkeit und die Effizienz nachgewiesen und dokumentiert werden. Grund-
lage hierfür ist das unter den Ländern, der Bundesanstalt für Straßenwesen und 
dem Bundesamt für Naturschutz abgestimmte Papier „Monitoring von Grünbrü-
cken – Arbeitshilfe für den Nachweis der Wirksamkeit von Grünbrücken für die 
Wiedervernetzung im Rahmen der KP II – Maßnahmen“.  

Vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 
wurden folgende Studien und Veröffentlichungen finanziert: 

 Erprobungs- und Entwicklungsvorhaben „Holsteiner Lebensraumkorri-
dore“ 
Projektpartner:  Stiftung Naturschutz, DJV, Landesstraßen-

bauverwaltung Schleswig-Holstein, Holstei-
nische Landesforsten 

Finanzvolumen:  da das Vorhaben noch nicht abgeschlossen 
ist, kann das Finanzvolumen noch nicht ab-
schließend beziffert werden 

Zeitrahmen:  2009 – 2015 

 Publikationen:   Natur und Landschaft, Internet, verschie-
 denste Vorträge im In- und Ausland u. a. im 
 Rahmen der IENE (Infra-Network-Europe)- 
 Konferenzen. 

13. Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregierung aus den Ergebnissen des 
Monitorings und der Begleitforschung für den Erfolg der Wiedervernet-
zung von Lebensräumen durch Grünbrücken? 

Auf die Antwort zu Frage 7 wird verwiesen.  
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14. Wie wird die Hinterlandanbindung zur Erhöhung der Erreichbarkeit bereits 
bestehender Grünbrücken finanziell und planerisch durch die Bundesregie-
rung abgesichert? 

Das Bundesamt für Naturschutz stellt den Ländern die bundesweiten Lebens-
raumnetze im Geographischen Informationssystem (GIS) als Planungshilfe zur 
Verfügung.  

Zudem werden in dem in der Antwort zu Frage 12 genannten Erprobungs-  
und Entwicklungsvorhaben „Holsteiner Lebensraumkorridore“ konzeptionelle 
Grundlagen erarbeitet.  

Bei Aus- und Neubauvorhaben besteht die Möglichkeit, die Wirksamkeit der 
Hinterlandanbindung über Kompensationsmaßnahmen zu erhöhen.  

Planungsrechtliche Festlegungen obliegen den Ländern bzw. den Planfeststel-
lungsbehörden. 

15. Wie viele Wildunfälle wurden in den vergangenen zehn Jahren auf bundes-
deutschen Fernstraßen registriert (bitte nach Wildart, Fernstraßenkategorie 
und Schadensart aufschlüsseln)? 

In den letzten zehn Jahren wurden von der Polizei 1 551 Wildunfälle auf Bun-
desautobahnen und 6 084 Wildunfälle auf Bundesstraßen registriert. Insgesamt 
waren dies 7 653 Wildunfälle auf Bundesfernstraßen. Davon waren 6 370 Un-
fälle mit Personenschaden und 1 265 Unfälle mit schwerwiegendem Sachscha-
den im engeren Sinne (Fahrzeug nicht fahrbereit und Ordnungswidrigkeit). 
Aussagen zu Wildunfällen innerhalb der leichten Sachschadensunfällen sind 
nicht möglich, da diese nicht Bestandteil der amtlichen Unfallstatistik sind. Zur 
Wildart ist auf der Grundlage der amtlichen Unfallstatistik ebenfalls keine Aus-
sage möglich. 

 

Wildunfälle

Unfälle mit 

Personenschaden

Schwerwiegende 

Unfälle mit 

Sachschaden 

(i.e.S.)

Unfälle mit 

Personenschaden

Schwerwiegende 

Unfälle mit 

Sachschaden 

(i.e.S.)

Unfälle mit 

Personenschaden

Schwerwiegende 

Unfälle mit 

Sachschaden 

(i.e.S.)

2005 121 40 476 101 597 141

2006 140 27 518 97 658 124

2007 145 51 564 113 709 164

2008 153 24 539 123 692 147

2009 127 27 500 108 627 135

2010 126 37 528 73 654 110

2011 114 22 505 116 619 138

2012 131 26 563 83 694 109

2013 96 22 439 78 535 100

2014 101 21 484 76 585 97

Summe 1.254 297 5.116 968 6.370 1.265

BASt‐U2l‐37/2015

GesamtBAB B-Str.
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16. Welche Rückschlüsse zieht die Bundesregierung aus dem „Totfund-
Kataster“ hinsichtlich der Lokalisation von Unfallschwerpunkten? 

Ein Todfundkataster ist der Bundesregierung nicht bekannt.  

17. Hält die Bundesregierung es für notwendig, dass in der Nähe von Grünbrü-
cken die Bejagung eingeschränkt wird, um damit die Annahme durch die 
Wildtiere zu erhöhen (bitte begründen)? 

Eine Bejagung auf und unmittelbar an einer Grünbrücke wäre der Zielstellung 
der Grünbrücke nicht dienlich. Je nach örtlichen Gegebenheiten sollte die Beja-
gung in einem Umkreis von 200 m bis 250 m ruhen und auf das Aufstellen von 
Jagdeinrichtungen verzichtet werden. Sondersituationen wie z. B. Nachsuchen 
oder Bewegungsjagden können jedoch auch jagdliche Aktivitäten in näherem 
Umkreis erfordern.  

Die Bundesregierung begrüßt die Position des Deutschen Jagdverbandes, dass 
im Umfeld von Querungshilfen wie z. B. Grünbrücken über Straßen bzw. 
Bahntrassen eingeschränkte Jagdruhe herrschen soll. Dies gilt in der Regel in 
einem Umkreis von mindestens 300 m beidseits der Brückenköpfe. In diesem 
Bereich soll keine Einzeljagd stattfinden und auf feste jagdliche Ansitzeinrich-
tungen verzichtet werden.  

18. Wann wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Novellierung des 
Bundesjagdgesetzes in den Deutschen Bundestag einbringen (Themen: 
Bleimunition, Schießübungsnachweis, Jägerprüfung etc. – nicht gemeint ist 
der Gesetzentwurf auf Bundestagsdrucksache 18/4624)? 

Die Bundesregierung prüft derzeit, in welchem Umfang eine Änderung des 
Bundesjagdgesetzes angebracht wäre. Hier liegt noch kein abschließendes Er-
gebnis vor. 

19. Wie und mit welchem Zeitplan wird die Bundesregierung das für sie bin-
dende internationale AIHTS-Abkommen (Agreement in International Hu-
mane Trapping Standards) umsetzen (beispielsweise durch die Einrichtung 
einer nationalen Zertifizierungsbehörde für Fanggeräte)? 

Die Bundesregierung prüft derzeit die verschiedenen Möglichkeiten einer Um-
setzung des AIHTS-Abkommen. Ein Zeitplan steht noch nicht fest.  

20. Wann wird die Bundesregierung einen Gesetzentwurf zur Novellierung des 
Bundeswaldgesetzes in den Deutschen Bundestag einbringen (Kartell-
recht)? 

Die Bundesregierung prüft derzeit, in welchem Umfang eine Änderung des 
Bundeswaldgesetzes angebracht wäre. Hier liegt noch kein abschließendes Er-
gebnis vor.  
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Anlage zu der Antwort zu den Fragen 1 bis 4 

Wildbrücken an Bundesfernstraßen  

aufgeführt sind große Faunabrücken (ca. 20 m – 50 m nutzbare Breite) und 
Grünbrücken i.e.S. (50 m – 80 m nutzbare Breite)  
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